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cherung seiner Identitätsdaten in der Vertrau-
ensstelle. Wirksam wird dieser Widerspruch 
aber erst, sobald die Daten für Zwecke der 
verpflichtenden Qualitätssicherung, Abrech-
nung oder aufgrund anderer gesetzlicher Ver-
pflichtungen nicht mehr benötigt werden. Die 
ärztliche Schweigepflicht werde damit faktisch 
für Krebspatienten aufgehoben. Obwohl der 
Bundesgesetzgeber in der Begründung für das 
Krebsregisterfördergesetz die Lösung in Bayern 
mehrfach als vorbildhaft erwähnt, wolle die 
Bayerische Staatsregierung, eine Staatslösung 
mit Meldepflicht etablieren. Fraglos würden 
sich die bestehenden sechs klinischen Krebs-
register im Hinblick auf ihre heterogene Ver-
fassung und teilweise uneinheitliche Arbeits-
weise reorganisieren müssen, um gemeinsam 
die Aufgabe des Klinischen Krebsregisters für 
Bayern wahrnehmen zu können. Dass der vor-
liegende Gesetzgebungsvorschlag allerdings als 
„alternativlos“ dargestellt werde, sei unehrlich, 
haben doch fünf der sechs Register bereits ei-
nen Regelungsvorschlag vorgelegt, „den das 
Kabinett aber nicht einmal zur Kenntnis ge-
nommen hat“, legte Dr. Rudolf Burger, BLÄK-
Hauptgeschäftsführer nach. Besonders deutlich 
wurde Kaplan als er sagte: „Die BLÄK wurde mit 
dem Kabinettsentwurf weitgehend vor ‚vollen-
dete Tatsachen‘ gestellt, was wir nicht bereit 
sind hinzunehmen. Wir haben hier zum ersten 
Mal in der Gesundheitsgesetzgebung Bayerns 
erlebt, dass das Kabinett Eckpunkte verabschie-

Alljährlich trifft sich das Präsidium der 
Bayerischen Landesärztekammer (BLÄK) 
zum gesundheitspolitischen Meinungsaus-
tausch mit den Mitgliedern des Ausschus-
ses für Gesundheit und Pflege des Baye-
rischen Landtags (MdL). Mitte Juni fand 
die Diskussionsrunde im Maximilianeum 
statt, an der das BLÄK-Präsidium, die Aus-
schussvorsitzende, Kathrin Sonnenholzner, 
MdL (SPD), sowie zehn weitere Ausschuss-
mitglieder teilnahmen.

Bezüglich der Umsetzung des Notfallsa-
nitätergesetzes im Bayerischen Rettungs-
dienstgesetz sah der BLÄK-Präsident, 
Dr. Max Kaplan, noch Nachbesserungs- bzw. 
Klärungsbedarf. Kaplan stellte die Proble-
matik „Heilkundeausübung“ versus „Dele-
gation“, die künftige Zusammenarbeit von 
Ärztlichen Leitern Rettungsdienst (ÄLRD)
und Notfallsanitätern betreffend, dar. Mit 
dem Gesetz sei eine Aufgabenerweiterung des 
Notfallsanitäters vorgesehen, die der ÄLRD
„delegieren“ und letztlich haftungsrechtlich 
verantworten müsse. Die Frage, ob es sich 
hierbei um „Ausübung der Heilkunde“ oder um 
„Delegation“ handele und ob die Staatshaftung 
im Fall eines Behandlungsfehlers ausreiche, 
diskutierten die Abgeordneten mit den BLÄK-
Repräsentanten heftig. „Der Gesetzgeber kam 
nicht umhin, den Notfallsanitäter in das Baye-
rische Rettungsdienstgesetz zu integrieren. 
Jedoch muss dann auch klar von einer Heilkun-
deausübung und nicht von einer Delegation 
gesprochen werden, denn es kann nicht sein, 
dass die Umsetzung des Notfallsanitätergeset-
zes im Bayerischen Rettungsdienstgesetz über 
die Haftungssphäre des ÄLRD erfolgen soll“, 
argumentierte Kaplan. Er schlug vor, erneut mit 
dem Bayerischen Staatsministerium des Innern 
(StMI) Kontakt aufzunehmen und eine Konkre-
tisierung bezüglich der Haftungsregelung ein-
zufordern. „Delegation setzt voraus, dass man 
sich von der Qualifikation desjenigen über-
zeugt, an den die Aufgabe delegiert wird“, be-
tonte Bayerns Ärzte-Chef. Dies sei mit der jet-
zigen Regelung nicht möglich. Ein ÄLRD könne 
nicht für etwas haftbar gemacht werden, was 
er nicht direkt ausübt. Klaus Holetschek,
MdL (CSU), pflichtete ihm bei und schlug vor, 
den Wissenschaftlichen Dienst des Deutschen 
Bundestages einzuschalten. Auch Vizeprä-
sidentin Dr. Heidemarie Lux verwies auf die 
Haftungsproblematik und berichtete von einer 

steigenden Anzahl an Kolleginnen und Kolle-
gen, die die Funktion des ÄLRD künftig nicht 
mehr ausüben wollten. Die MdL verständigten 
sich darauf, den Wissenschaftlichen Dienst des 
Deutschen Bundestages mit der Fragestellung 
zu beauftragen und sich mit den zwischen der 
BLÄK und dem StMI im Anschluss an das Ge-
setzgebungsverfahren ausgetauschten Argu-
menten auseinanderzusetzen. 

Kabinettsentwurf 
Krebsregistergesetz

Massive Kritik äußerte BLÄK-Präsident Kap-
lan am geplanten Bayerischen Krebsregister-
gesetz und fokussierte seine Kritik einerseits 
inhaltlich auf den Gesetz-Kabinettsentwurf 
und andererseits auf das Prozedere im „vor-
parlamentarischen Raum“. Kaplan wörtlich: 
„Träte das Gesetz in der jetzigen Form in Kraft, 
käme dies einer kompletten Abschaffung der 
ärztlichen Schweigepflicht für krebskranke 
Patienten in Bayern gleich. Gleichzeitig füh-
re es zur Verstaatlichung des Krebsregisters 
und somit zu einer Entfremdung der Ärz-
te von ‚ihrem‘ Krebsregister.“ Der Arzt hat – 
laut Gesetzentwurf – eine Meldepflicht, die mit 
einem Ordnungsgeld von bis zu 50.000 Euro 
bewehrt ist, für einen sehr umfangreichen Da-
tensatz und der Patient kann dieser Meldung 
nicht widersprechen, nur der dauerhaften Spei-

Kritik an der Gesetzgebung in Bayern

Das BLÄK-Präsidium mit der Ausschussvorsitzenden Kathrin Sonnenholzner (Bildmitte).
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det hat, die uns trotz mehrfacher Bitten nicht 
zugänglich gemacht worden sind.“ Auch den 
Referentenentwurf, habe man nicht zur Kennt-
nis und Kommentierung erhalten, was usus sei. 
Das Vorgehen sei ein „No-Go“, gerade bei ei-
nem Gesetz, das doch die Ärztinnen und Ärzte 
massiv in die Pflicht nimmt. „Die hier sichtba-
ren ‚Verstaatlichungstendenzen‘ der Gesund-
heitsversorgung in Bayern beobachten wir mit 
großer Sorge; die Vorgehensweise der Staatsre-
gierung werden wir mit deutlicher Kritik beglei-
ten“, schloss Kaplan ab. Im Anschluss diskutier-
ten die Parlamentarier, wie etwa auch Dr. Ute 
Eiling-Hütig, MdL (CSU), sehr fachkundig über 
die klinische und epidemiologische Krebsregis-
trierung in Bayern und sagten zu, nochmals bei 
dem zuständigen Ministerium im Interesse der 
Ärzteschaft einzuwirken. „Das ist noch nicht 
durch“, meinte ebenfalls Bernhard Seidenath, 
MdL (CSU). 

Generalistische Ausbildung

Gesprächsbedarf bestand auch bei dem ge-
planten Pflegeberufereformgesetz (PflBRefG), 
einem Gesetz zur vereinheitlichten Ausbildung 
für Gesundheits-/Kranken-, Kinderkranken- 
und Altenpflege. Der vorliegende Kabinetts-
entwurf sieht unter anderem die Einführung 
einer generalistischen Pflegeausbildung vor. 
Dr. Kaplan erläuterte die Stellungnahme der 
Bundesärztekammer (BÄK). Wegen des stei-
genden Bedarfes an Pflegekräften und der 
veränderten Qualifikationsanforderungen an 
das Pflegepersonal – etwa durch den demogra-
fischen und epidemiologischen Wandel – sei 
es erforderlich, die Pflegeausbildung anzupas-
sen. Die BÄK unterstütze deshalb die Initiative 
des Gesetzgebers, die Pflegeausbildung auf 
eine zukunftsfeste Basis zu stellen und sehe 
eine generalistische Ausbildung grundsätz-
lich positiv. Spezialisierungsweiterbildungen 
im Anschluss an die Ausbildung, die an den 
jeweiligen Anforderungen der Einsatzfelder 
ausgerichtet sind, werden jedoch als zwingend 
notwendig erachtet. Hermann Imhof (CSU), 
Patienten- und Pflegebeauftragter der Bayeri-
schen Staatsregierung, sagte, dass es langfris-
tig keine Alternative zu einer generalistischen 
Ausbildung gebe, jedoch seien hier Konkretisie-
rungen der Inhalte erforderlich. Kaplan verwies 
darauf, dass eine Spezifikation nach absolvier-
ter generalistischer Ausbildung auch dazu bei-
trage, Fachkräfte im Pflegebereich zu halten. 
„Altenpfleger, die im Schnitt nach neun Jahren 

aus dem Beruf ausscheiden, weil die physischen 
und psychischen Belastungen so hoch sind, 
hätten dann die Möglichkeit, zum Beispiel in 
die Krankenpflege zu wechseln“, erklärte Kap-
lan. Die Ausschussmitglieder waren sich einig, 
dass die Anerkennung der Pflegeberufe sowohl 
finanziell als auch imagemäßig verbessert wer-
den müsse. „Die vorgesehene Zusammenlegung 
der bisher getrennten Ausbildungen in der Al-
ten-, Kranken- und Kinderkrankenpflege bietet 
durchaus eine große Chance, um mehr moti-
vierte Menschen für die Pflege zu gewinnen“, 
gaben sich auch Kerstin Celina und Ulli Leiner, 
beide MdL (Bündnis 90/Die Grünen), überzeugt, 
vorausgesetzt die notwendigen Spezialisierun-
gen fallen nicht unter den Tisch.

Masterplan Medizinstudium

Ein wichtiges Anliegen war Kaplan auch das 
Thema „ärztlicher Nachwuchs“. Aktuell ar-
beiten Bundesregierung und Bundesländer 
an einer Reform des Medizinstudiums, dem 
„Masterplan Medizinstudium 2020“, der unter 
anderem Maßnahmen für eine zielgerichtetere 
Auswahl der Studienplatzbewerber, zur För-
derung der Praxisnähe und zur Stärkung der 
Allgemeinmedizin im Studium beinhalten soll. 
Mit Verweis auf den vergangenen 119. Deut-
schen Ärztetag erklärte Kaplan: „Wir fordern 
die Länder auf, mehr Studienplätze zu schaffen 
und höhere Lehrmittel für die medizinischen 

Fakultäten bereitzustellen.“ Außerdem mach-
te Kaplan klar, künftig bei der Auswahl der 
Studierenden neben der Abiturnote Kriterien, 
wie „Medizinertest“, psychosoziale Kompeten-
zen, soziales Engagement sowie einschlägige 
Berufserfahrung stärker berücksichtigen zu 
müssen. Wichtig sei es vor allem, die Studen-
ten für die Allgemeinmedizin zu begeistern 
jedoch keine Verpflichtung bzw. keinen Zwang 
auszuüben. BLÄK-Vizepräsident Dr. Wolfgang 
Rechl pflichtete dem bei, plädierte für eine 
Stärkung der Attraktivität des Hausarztberufes 
und wiederholte die BLÄK-Forderung, dass an 
jeder Medizin-Fakultät in Bayern ein Lehrstuhl 
für Allgemeinmedizin etabliert werden müsse. 
Man sei auf einem guten Weg. Hier klinkte sich 
Dr. Karl Vetter, MdL (Freie Wähler), ein, der 
auch die Kommunen in der Pflicht sieht, wenn 
es um Möglichkeiten in der ärztlichen ambu-
lanten Versorgung geht. In der anschließenden 
Diskussion wurde deutlich, dass ein drohen-
der Ärztemangel nicht allein in der Peripherie 
ein Thema sei. „Auch in Ballungsräumen ist 
die Arztdichte höchst heterogen“, sagte Ruth 
Waldmann, MdL (SPD), die über die Versor-
gungssituation in ihrem Stimmkreis München-
Nord berichtete. Abschließend dankte der 
BLÄK-Präsident für den konstruktiven und en-
gagierten Austausch und die Bereitschaft der 
Abgeordneten, sich so intensiv und tief mit 
ärztlichen Themen zu befassen. 

Dagmar Nedbal (BLÄK)
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